Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 3736 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur absdhiließenden Regelung durch den 
Krieg und den Zusammenbruch des Deutschen Reichs entstandener 
Schäden (Kriegsfolgenschlußgesetz) 

- Drucksachen 1659, 3529, zu 3529 - 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses 
für Geld und Kredit (22. Ausschuß) 

- Drucksache 3529 - 

bis auf folgende Änderungen: 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(§ 1 ) 

(2) Unberührt bleiben Gesetze der Bun- 
desrepublik Deutschland, ihrer Länder, der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes oder Gesetze der Besatzungsmächte, 
in denen Ansprüche dieser Art geregelt sind 
oder wegen solcher Ansprüche Leistungen ge- 
währt werden. 


(§ 2 ) 


1. Ansprüche, die sich gegen den Bund oder 
andere öffentliche Rechtsträger nur auf 


(§ 1 ) 


(2) Unberührt bleiben Gesetze der Bun- 
desrepublik Deutschland, ihrer Länder, der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes oder Gesetze der Besatzungsmächte, 
in denen Ansprüche dieser Art geregelt sind 
oder wegen bisher bestehender Ansprüche 
dieser Art Leistungen gewährt werden. 


(3) Absatz 1 steht einer bundesgesetzlichen 
Regelung nicht entgegen, welche Gläubigern, 
deren Ansprüche nach diesem Gesetz nicht zu 
erfüllen oder nicht abzulösen sind, eine über 
den Rahmen dieses Gesetzes hinausgehende 
Entschädigung gewährt, soweit sich auf 
Grund der in Durchführung dieses Gesetzes 
gewonnenen Erfahrungen eine solche weiter- 
gehende Entschädigung als notwendig erwei- 
sen sollte. 


(§ 2 ) 


1. Ansprüche, die sich gegen den Bund oder 
andere öffentliche Rechtsträger nur auf 
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Beschlüsse des 22. Ausschusses 


Grund von Vermögens- oder Aufgaben- 
nachfolge nach den in § 1 Nr. 1 bis 3 ge- 
nannten Reditsträgerrz richten oder richten 
könnten; 

3. Ansprüche, die sich gegen den Bund oder 
andere öffentliche Rechtsträger richten 
und auf einer Beeinträchtigung oder Ver- 
letzung des Eigentums oder eines anderen 
Rechts an einer Sache oder an einem Recht 
beruhen, sofern die Beeinträchtigung oder 
Verletzung von einer nach Artikel 89, 90, 
134 oder 135 des Grundgesetzes oder in 
Durchführung des Gesetzes zur vorläufi- 
gen Regelung der Rechtsverhältnisse des 
Reichsvermögens und der preußischen Be- 
teiligungen vom 21. Juli 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 467) in das Eigentum oder in 
die Verwaltung des Bundes oder eines 
anderen öffentlichen Rechtsträgers über- 
gegangenen Sache ausgeht und die der Be- 
einträchtigung oder Verletzung zugrunde 
liegende Einwirkung vor dem 24. Mai 1949 
verursacht worden ist; 

(§ 10 ) 

(1) Ansprüche (§ 1) auf Leistung eines 
Kaufpreises, einer Enteignungsentschädigung 
oder eines sonstigen Entgelts für im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes belegene Grund- 
stücke, die ein in § 1 Nr. 1 bis 3 genannter 
Rechtsträger vor dem 1. August 1945 zu 
Eigentum erworben hat, sind in folgendem 
Umfange in Deutscher Mark zu erfüllen: 

1 . Ansprüche, die auf Geld oder auf einen 
Wertausgleich in Geld gerichtet sind.* in 
Höhe von zehn vom Hundert des verein- 

■ barten, festgesetzten oder noch festzuset- 
zenden Nennbetrages; 

2. Ansprüche der in Nummer 1 bezeichneten 
Art^ welche auf wiederkehrende Leistungen 
gerichtet sind, sowie sonstige Ansprüche: 
in Höhe von zehn vom Hundert eines Be- 
trages, der in entsprechender Anwendung 
der §§ 69, 70 der Konkursordnung zu er- 
mitteln ist. Für die Wertermittlung sind 
die Verhältnisse im Zeitpunkt des Vertrags- 
abschlusses oder der Rechtskraft des Ent- 
schädigungsbeschlusses maßgeblich. 

Dies gilt entsprechend für grundstücksgleiche 
Rechte. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

Grund der Übernahme von Vermögen 
oder der Fortführung von Aufgaben der 
in § 1 Nr. 1 bis 3 genannten Rechtsträger 
richten oder richten könnten; 

3. Ansprüche, die sich gegen den Bund oder 
andere öffentliche Rechtsträger richten 
und auf einer Beeinträchtigung oder Ver- 
letzung des Eigentums oder eines anderen 
Rechts an einer Sache oder an einem Recht 
beruhen, sofern die Beeinträchtigung oder 
Verletzung von einer nach Artikel 89, 90, 
134 oder 135 des Grundgesetzes oder in 
Durchführung des Gesetzes zur vorläufi- 
gen Regelung der Rechtsverhältnisse des 
Reichsvermögens und der preußischen Be- 
teiligungen vom 21. Juli 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 467) in das Eigentum oder in 
die Verwaltung des Bundes oder eines 
anderen öffentlichen Rechtsträgers gelang- 
ten Sache ausgeht und die der Beeinträch- 
tigung oder Verletzung zugrunde liegende 
Einwirkung vor dem 24. Mai 1949 ver- 
ursacht worden ist; 

(S 10) 

(1) Zu erfüllen sind Ansprüche (§ 1) auf 
Leistung eines Kaufpreises, einer Enteig- 
nungsentschädigung oder eines sonstigen Ent- 
gelts für Im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
belegene Grundstücke, die ein in § 1 Abs. 1 
genannter Rechtsträger vor dem 1. August 
1945 zu Eigentum erworben hat. Ansprüche, 
die nicht auf Geld oder auf einen Wertaus- 
gleich in Geld gerichtet sind, sind in Höhe 
des Betrages zu erfüllen, der in entsprechen- 
der Anwendung der §§ 69, 70 der Konkurs- 
ordnung zu ermitteln ist. Für die Wert- 
ermittlung sind die Verhältnisse im Zeit- 
punkt des Vertragsabschlusses oder der 
Rechtskraft des Entschädigungsbeschlusses 
maßgeblich. Die Sätze 1 bis 3 gelten entspre- 
chend für grundstücksgleiche Rechte. 
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Beschlüsse des 22. Ausschusses 


(2) Unter der V oraussetzung eines Eigerp- 
tumsühergangs im Sinne des Absatzes 1 steht 
ein nach Absatz 1 zu erfüllender Anspruch 
auch einem Rückerstattungs- oder Rückgriffs- 
pflichtigen im Sinne des § 5 Nr. 1 zuy der in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammen- 
hang mit der Übertragung eines ihm gehöri- 
gen Grundstücks ein Grundstück von einem 
der in § 1 Nr. 1 bis 3 genannten Rechtsträger 
erworben hat, das nach den Rechtsvorschriften 
zur Rückerstattung feststellbarer Vermögens- 
gegenstände zurückzuerstatten ist. Der An- 
spruch besteht nur, wenn dem Pflichtigen 
auf Grund eines wegen dieses Grundstücks ab- 
geschlossenen Rücker st attungs- oder Rück- 
griffsverfahrens ein Vermögensschaden ent- 
standen ist, der 90 vom Hundert des nach 
Absatz 1 Nr. 2 ermittelten Wertes des der 
Rückerstattung unterliegenden Grundstücks 
übersteigt. Der Anspruch ist nur in Höhe des 
übersteigenden Schadensbetrages, höchstens 
jedoch in Höhe von 10 vom Hundert des 
ermittelten Grundstückswertes zu erfüllen. 
Bei der Berechnung des V ermögensschadens 
bleibt der entgangene Gewinn unberück- 
sichtigt. 


§ 10a 

Ansprüche aus Grundpfandrechten 

Zu erfüllen sind Ansprüche (§ 1) aus 
Hypotheken, Grundschulden, Rentenschul- 
den, Reallasten und Schiffshypotheken sowie 
die durch diese Pfandrechte gesicherten An- 
sprüche, soweit die Pfandrechte auf Im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes belegenen 
Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten ruhen oder In einem Schiffsregister 
oder Schiffsbauregister im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes eingetragen und vor dem 
1. August 1945 bestellt worden sind. Die 
durch diese Pfandrechte gesicherten Ansprüche 
sind in der Höhe zu erfüllen, die sich aus 
einer entsprechenden Anwendung des § 10 
Abs. 1 ergibt. 


§ 15 

Umstellung von Reichsmarkansprüchen 

§ 14 des Umstellungsgesetzes tritt hinsicht- 
lich der In den §§ 6 bis 9, 11 bis 13 b und 18 
bezelchneten, bisher nicht umgestellten An- 
sprüche außer Kraft. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(2) entfällt 


§ 10a 

Ansprüche aus Grundpfandrechten 

Zu erfüllen sind Ansprüche (§ 1) aus 
Hypotheken, Grundschulden, Rentenschul- 
den, Reallasten und Schiffshypotheken sowie 
die durch diese Pfandrechte gesicherten An- 
sprüche, soweit die Pfandrechte auf Im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes belegenen 
Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten ruhen oder In einem Schiffsregister 
oder Schiffsbauregister im Geltungsbereich 
•dieses Gesetzes eingetragen und vor dem 
1. August 1945 bestellt worden sind. 


§ 15 

Umstellung von Reichsmarkansprüchen 

§ 14 des Umstellungsgesetzes tritt hinsich t- 
lidi der in den §§ 6 bis 13 b und 18 bezeich- 
neten, bisher nidit umgestellten Ansprüche 
außer Kraft. 
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Beschlüsse des 22. Ausschusses 
(§ 91 a) 

Sondervorschriften für das Saarland 

(1) Dieses Gesetz gilt im Saarland mit fol- 
gender Maßgabe: 

§ 92 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12, 
13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(§ 91 a) 

Sondervorschriften wegen des Saarlandes 

(1) Dieses Gesetz gilt wegen der besonde- 
ren Verhältnisse im Saarland mit folgender 
Maßgabe: 

§ 92 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12, 
13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch in Berlin (West). Rechtsverordnungen, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten in Berlin (West) nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Bonn, den 5. Juli 1957 
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